
Landesparteitag der SPD Brandenburg

05/I/2021

Beschluss
Annahmemit Änderungen

Einrichtung einer neutralen Anlaufstelle für Auszubildende (Ausbildungs-
Ombudsstelle)

Die duale Berufsausbildung ist ein guter Weg für junge Menschen eine erfolgreiche berufliche Zukunft zu

beginnen. Damit die berufliche Ausbildung weiterhin attraktiv bleibt, wurde durch den Gesetzgeber das Berufs-

bildungsgesetz (BBiG)1 zum 01.01.2020 novelliert und entsprechende Änderungen in der Handwerksordnung

(HwO)2 vorgenommen. Kernpunkte warenmehr Flexibilität in der Ausbildung in Teilzeit und die Einführung einer

Mindestausbildungsvergütung für Auszubildende. Die Durchsetzung fairer Ausbildungsbedingungen und eine

hohe Ausbildungsqualität ist jedoch kein Selbstläufer.

Nicht in jedem Unternehmen wird die Ausbildung so durchgeführt, wie es gesetzlich durch das BBiG sowie die

HwO geregelt ist. Häufig kann es zu Konflikten in den Ausbildungsbetrieben und an der Berufsschule kommen. In

der Folge werden Ausbildungsverträge vorzeitig abgebrochen. Eine neutrale Beschwerde- und Schlichtungsstelle

kann in solchen Fällen helfen.

Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass in Brandenburg eine Anlaufstelle für Aus-

zubildende (sog. Ausbildungs-Omdudsstelle) und für Jugendliche in der Berufsvorbereitung bei der zuständigen

obersten Landesbehörde für Berufliche Bildung (Ministerium fürWirtschaft, Arbeit und Energie) eingerichtetwer-

den. Wie im Koalitionsvertrag bereits vereinbart, soll die Ombudsstelle in enger Zusammenarbeit mit den Kam-

mern und den Sozialpartnern (Arbeitgeberorganisationen und Gewerkschaften) errichtet werden. Aufgabe ist die

neutrale und kostenfreie Beratung vonAuszubildendenund Jugendlichen in der Berufsvorbereitung imLandBran-

denburg in konkreten Konfliktsituationen.
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